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Die Volkswirtschaftslehre
steckt nicht in der Krise
Die Volkswirtschaft steckt in einer tiefen
Krise – die Volkswirtschaftslehre (VWL)
nicht. Die gegenteilige Behauptung stützt
sich aktuell in der Regel auf (mindestens)
eines von drei Argumenten: 1. Die aktu-
elle volkswirtschaftliche Forschung trägt
nicht signifikant zum Verständnis oder zur
Lösung aktueller wirtschaftspolitischer
Probleme bei. 2. Die Ökonomen haben
die aktuelle Wirtschafts- und Finanzkrise
nicht vorhergesehen. 3. Die Ökonomen
haben durch fehlgeleitete Deregulierungs-
ratschläge den Boden für die Krise be-
reitet. Die ersten beiden Argumente sind
richtig. Aber keines von beiden impliziert
ein Versagen der VWL. Und das dritte Ar-
gument ist falsch. 
1)
Die Qualität der VWL im Hinblick auf ih-
ren Beitrag zum Verständnis ökonomi-
scher Vorgänge und zur Lösung wirt-
schaftspolitischer Probleme kann nicht
am Beitrag der aktuell produzierten
Theorie und Empirie beurteilt werden
(das wäre eine Verwechselung von
»flows« und »stocks«). Die Volkswirt-
schaftslehre ist ein Theorie- und Empi-
riegebäude, das sich über die Jahrzehn-
te entwickelt hat und weiter entwickelt.
Einige der verfolgten Forschungssträn-
ge haben sich als Sackgassen und Irr-
wege erwiesen, und das Gleiche wird für
aktuelle Strömungen in der VWL gelten.
Andere Theorien und empirische Er-
kenntnisse haben sich als erhellend für
das Verständnis von ökonomischen Vor-
gängen und unverzichtbar bei der Erar-
beitung wirtschaftspolitischer Maßnah-
men erwiesen. Wer sich über Volkswirt-
schaft und Wirtschaftspolitik informieren
möchte, schlägt nicht den aktuellen
Band der Econometrica auf, sondern ein
(gutes) aktuelles Lehrbuch. Dort findet
man das, was man wissen muss. Und
zwar wesentlich umfassender, prägnan-
ter und empirisch besser abgesichert als
in einem älteren (und zum Erscheinungs-
zeitpunkt guten) Lehrbuch – hierin drückt
sich der erfolgreiche Fortschritt aus, den
unsere Disziplin mit ihrem «Publish-or-
perish«-Anreizsystem macht. 
2)
Aber – mag man fragen – hätten dann
die Ökonomen nicht vor dem Ausbruch
der Krise, also spätestens im Sommer
2007, aus ihren Lehrbüchern aufschauen
und vor der aufziehenden Krise warnen
müssen? Hätten sie nicht absehen müs-
sen, was auf die Weltwirtschaft zukam?
Das hätte zwei Dinge vorausgesetzt: Ers-
tens hätten ihnen die relevanten Fakten
bekannt sein müssen. Zweitens hätten sie
daraus die richtigen Schlussfolgerungen
ziehen müssen. 
Man stelle sich vor, man hätte einem Öko-
nomen im Sommer 2007 glaubhaft klar
gemacht, es sei im Zeitraum 2007–2010
in den USA und Europa zusammen mit
folgenden Abschreibungen auf US-Ka-
pitalanlagen zu rechnen: 915 Mrd. US-
Dollar auf Hypothekenkredite, weitere
1 439 Mrd. US-Dollar auf damit abgesi-
cherte Wertpapiere und Wertpapierpake-
te sowie 881 Mrd. US-Dollar auf Unter-
nehmens- und Konsumentenkredite, Kre-
dite an die öffentliche Hand und sonstige
Wertpapiere, insgesamt also 3 915 Mrd.
US-Dollar. Weiter sei ihm deutlich ge-
macht worden, dass der überwiegende
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Teil dieser Abschreibungen im Bankensektor anfallen wür-
de. Bei der Abschätzung der Folgewirkungen hätte sich die-
ser informierte Ökonom auf umfassendes VWL-Wissen stüt-
zen können:
a) Abschreibungen im Bankensektor reduzieren das Eigen-
kapital der Banken. In dieser Situation ist es naturge-
mäß schwierig, sich frisches Kapital am Kapitalmarkt zu
beschaffen, so dass die Banken zwecks Risikomanage-
ment und Einhaltung der Basel-II-Eigenkapitalvorschrif-
ten ihr Kreditportfolio reduzieren müssen. Unternehmen
können angesichts asymmetrischer Information auf dem
Kapitalmarkt den Wegfall von Bankkrediten auf die
Schnelle nicht durch alternative Finanzierungsquellen
kompensieren (Disintermediation). Die Kreditklemme führt
daher zu einem Rückgang der Investitionen und in eine
Rezession. In der 2006er-Auflage meines Makroökono-
mik-Texts heißt es hierzu: »Banken sind Firmen, die In-
formationsprobleme bei Unternehmen mildern. Das ana-
loge Informationsproblem bei Banken wird durch Regu-
lierung bekämpft. Schlägt … die Kontrolle der Banken
fehl, so ergeben sich schwerwiegende realwirtschaftliche
Konsequenzen« (Arnold 2006, 287). Das alles ist nicht
trivial. Wertberichtigungen in anderen Teilen der Volks-
wirtschaft sind aus volkswirtschaftlicher Sicht (d.h. nicht
aus Sicht eines individuell Betroffenen) viel harmloser als
im Bankensektor. So fielen zwischen Ende 2007 und
Ende 2008 die Aktienkurse weltweit um 28304 Mrd. US-
Dollar (vgl. WFE 2009, 84) – ein Vielfaches der Verluste
im Bankensektor –, ohne dass von den betroffenen Pri-
vatpersonen und Finanzinstitutionen ähnlich destruktive
Wirkungen auf die Makroökonomie ausgegangen wären
wie von den Banken. Wenige Jahre vorher waren beim
Platzen der New-Economy-Bubble Verluste von etlichen
10 000 Mrd. US-Dollar auf Aktien in eine leichte und kur-
ze Rezession gemündet. 
b) Das Platzen einer Immobilienblase wie in den USA 2006
reduziert den Erlös bei einer Zwangsvollstreckung und
damit die Rendite auf das eingesetzte Kapital. In diesem
Zusammenhang vermerkt mein Makroökonomik-Text mit
Blick auf die Japan-Krise der 1990er-Jahre: »Ende 1989
… platzte die Immobilien-Bubble … Nun erwiesen sich
viele Kredite als faul, und gleichzeitig waren die Kreditsi-
cherheiten weitgehend wertlos geworden. Es dauerte
mehr als zehn Jahre, bis es den Banken unter Inkaufnah-
me permanenter bilanzieller Verluste gelungen war, die
faulen Kredite in ihren Büchern weitgehend abzuschrei-
ben« (Arnold 2006, 260).
c) Ein selbstverstärkender Prozess beschleunigt die Ab-
wärtsspirale. Simultane Notverkäufe drücken die 
Asset-Preise weiter. Der individuelle Versuch, die ei-
gene Liquidität zu sichern, verschärft das Problem im
Kollektiv. 
d) Das Regulierungsumfeld verursacht zwei weitere selbst-
verstärkende Prozesse. Zum einen müssen die nach in-
ternationalen Rechnungslegungsstandards berichtenden
Banken gemäß dem »Mark-to-Market«-Prinzip die Wert-
papiere, die sie halten, auf den gemäß c) gesunkenen
Marktpreis abschreiben, auch wenn sie davon ausgehen,
sie bis zur Fälligkeit zu halten. Zum anderen erhöht die
Verschlechterung der Konjunktur das Ausfallrisiko bereits
ausgegebener Kredite, was weiteres Eigenkapital bin-
det (Prozyklizität von Basel II). 
Angesichts dieses volkswirtschaftlichen »common knowled-
ge« hätte jeder Ökonom vor dem Hintergrund der oben ge-
nannten Zahlen eine Katastrophe beschworen.
Allerdings stammen die Zahlen aus dem Global Financi-
al Stability Report des Internationalen Währungsfonds
(IWF) vom April 2009 (IWF 2009, 28). Noch im Oktober
2007 hatte der IWF geschätzt, die Kreditausfälle im Sub-
prime- und Alt-A-Segment des US-Hypothekenmarktes
(d.h. unterhalb von A-Ratings) würden sich auf 170 Mrd.
US-Dollar belaufen und zu einem Wertberichtigungsbe-
darf von rund 200 Mrd. US-Dollar führen, und das A-Seg-
ment wäre weitgehend sicher (vgl. IWF 2007, 13). Wer
hätte sich angesichts dieser Zahlen nicht folgender Ein-
schätzung angeschlossen: »the core commercial and
investment banking groups … are viewed by IMF staff
and private sector analysts as sufficiently capitalized,
diversified, and profitable to absorb direct losses« (IWF
2009, 10)?
Dass die Ökonomen nicht vorhersahen, wie tief die Finanz-
krise würde und welche gravierenden realwirtschaftlichen
Folgen sie nach sich ziehen würde, liegt also nicht an fal-
schen Schlussfolgerungen aufgrund von Schwächen der
VWL-Theorie, sondern daran, dass sie sich über die Fak-
tenlage im Unklaren befanden. Die Tatsache, dass die Kri-
se nicht vorhergesehen wurde, bedeutet also nicht, dass
die VWL als wissenschaftliche Disziplin in einer Krise ste-
cken würde. Die relevante Frage ist vielmehr, ob man den
Ökonomen ihren schlechten Informationsstand zum Vor-
wurf machen kann. Kann man ihnen vorhalten, dass sie
sich auf Expertisen von Institutionen wie dem IWF verlie-
ßen? Hätten sie die Schieflage von Banken – mit ihren in
ausländische Zweckgesellschaften ausgelagerten Wert-
papierbeständen – erkennen müssen, die der Bankenauf-
sicht verborgen blieb (»Wir Aufseher haben nicht erkannt,
welcher Müll sich bei den Banken rund um den Globus
aufgetürmt hat«, so Bafin-Präsident Jochen Sanio im Mai
2009)? War es ihre Aufgabe, die Unverlässlichkeit von
AAA-Ratings zu entlarven, während Banken (und zwar
auch die Banken, die die »toxischen« Kreditpakete schnür-
ten, selbst) Milliarden eigener Gelder und Kundengelder
in die so als sicher deklarierten Assets investierten? Das
wäre viel erwartet.
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3)
Wenn aber das System so unübersichtlich geraten war, dass
weder die Banken selbst noch spezialisierte Organisationen
oder Aufsichtsbehörden geschweige denn die Rating-Agen-
turen die Risiken noch überblicken konnten – ist nicht zu-
mindest das die Schuld der Ökonomen mit ihrem Glauben
an die Funktionstüchtigkeit freier Märkte und den daraus ab-
geleiteten Deregulierungsempfehlungen? 
Das erscheint aus zwei Gründen zweifelhaft. Erstens lässt
sich bezweifeln, dass die Ökonomen mit Hinblick auf die
Finanzmärkte mehrheitlich oder auch nur in weiten Teilen
die vorgenommenen Deregulierungsschritte und die Un-
terlassung von neuer Regulierung befürworteten. Welcher
Ökonom hat sich dafür eingesetzt, dass sich Hedgefonds
jenseits jeglicher Aufsicht bewegen dürfen? Dass Ban-
ken Risiken in intransparente Zweckgesellschaften aus-
gliedern konnten? Dass sich Investmentbanken ohne Ei-
genkapitalrichtlinien mit Faktor 30 »leveragen« konnten?
Dass Collateralized Debt Obligations (CDOs) und andere
komplexe Finanzprodukte »over the Counter« gehandelt
werden, anstatt einigermaßen standardisiert auf organi-
sierten Handelsplattformen? Zweitens ist die effektive Lob-
by-Arbeit auf diesem Gebiet de facto nicht von Ökono-
men gemacht worden, sondern von den Personen, die
handfest davon profitieren konnten. Die fand man nicht
in den Universitäten, sondern (mit sechs- und siebenstel-
ligen Bonifikationsprogrammen ausgestattet) in den Groß-
banken, Investmentbanken, Private-Equity-Gesellschaf-
ten und der Fondsindustrie. Die Politiker und Bürokraten,
die bestehende Regulierungen kappten, neue unterlie-
ßen und sich jetzt noch mit der Finanzbranche gemein-
sam dagegen wehren, lassen sich kaum (mit Keynes) als
»Sklaven verstorbener Ökonomen« (oder lebender) be-
zeichnen, sondern viel eher als Wegbereiter dessen, was
Simon Johnson – MIT-Professor und vormals IWF-Chef-
ökonom – einen »stillen Coup der neuen Finanzoligarchie«
nennt (vgl. Johnson 2009). 
Die VWL ist ebenso wenig gegen Fehlentwicklungen ge-
feit wie andere wissenschaftliche Disziplinen oder wie
ihre Vertreter gegen Fehleinschätzungen unübersichtli-
cher Entwicklungen. Aus den Tatsachen, dass es nur ein
Bruchteil aktueller Forschung in die wirtschaftspolitisch
relevanten Lehrbücher schafft und dass die Ökonomen
die aktuelle Wirtschafts- und Finanzkrise nicht prognos-
tizierten, lässt sich aber nicht auf eine Krise der VWL
schließen, und aus dem falschen Vorwurf, die Ökonomen
hätten die für die Krise mit ursächliche Deregulierung bzw.
Unterlassung von Regulierung der Finanzmärkte betrie-
ben, erst recht nicht.
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Wirtschaftswissenschaft heute: Krise
oder Entwicklung auf dem richtigen Pfad?
Wie lautet die Kritik?
In einer Wirtschaftskrise wie der gegenwärtigen sind Öko-
nomen gefordert und gefragt. Das ist durchaus positiv zu
bewerten. Das Interesse nicht nur der Studenten, sondern
auch der Medien und der Politik an Fragen der Volkswirt-
schaftslehre ist zweifellos gestiegen. Da darf es aber auch
nicht verwundern, dass in einer solchen Situation die Ant-
worten erstens zögerlich kommen, zweitens unterschiedlich
ausfallen, drittens zu unheiligen Allianzen führen und vier-
tens zur Kritik herausfordern.
Die Kritik an der Wirtschaftswissenschaft macht sich an
der Sprachlosigkeit fest. Der Vorwurf lautet, die Ökonomik
könne keinen relevanten Beitrag zur Vorhersage, Erklärung
und Beseitigung der Krise liefern. Auch innerhalb der Pro-
fession mangelt es nicht an mahnenden Stimmen. Ein we-
sentlicher Punkt ist hier die zu starke Mathematisierung der
ökonomischen Theorie, die mangelnde Berücksichtigung
menschlichen Verhaltens, das bei Keynes noch eine große
Rolle gespielt hat, dann aber weitgehend in Vergessenheit
geriet. Akerlof und Shiller (2009) gehen in ihrem neuen Buch
»Animal Spirits« ganz zentral darauf ein und arbeiten die
Bedeutung von Vertrauen, Fairness, Korruption und Geldil-
lusion als wesentliche Triebfedern individuellen wirtschaftli-
chen Handels heraus.
Nicht ganz eindeutig lässt sich darüber urteilen, ob die
gegenwärtige Diskussion an wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultäten, die auf die Einordnung der Wirtschaftspolitik
in Forschung und Lehre abzielt, lediglich eine zufällige Ko-
inzidenz ist oder ob die durch die Krise von außen und in-
nen ausgelöste Kritik an der Volkswirtschaftslehre Anlass
für die Debatte um die Bedeutung der Wirtschaftspolitik
an den Universitäten war. Da letztere auf Deutschland be-
schränkt ist, erstere jedoch nicht, spricht einiges dafür,
dass kein systematischer Zusammenhang besteht, dass
jedoch bei der Formulierung der Argumente, Krise und ge-
nerelle Kritik an der Volkswirtschaftslehre zum Teil mit Pa-
te gestanden haben. 
Alte Kritik im neuen Gewand?
»Heute herrscht allgemeine Übereinstimmung, dass staat-
liche Wirtschaftslenkung und -politik sich in einem Zustand
der Ratlosigkeit befinden. Viele Ökonomen sind überzeugt,
dass die aus früheren historischen Situationen herstammen-
den Rezepte nicht länger anwendbar sind, aber es herrscht
nur geringe Übereinstimmung bezüglich neuer Rezepte.«
Man könnte meinen, dieser Satz entstammt einem aktuel-
len Beitrag. Vielmehr hat ihn jedoch Daniel Bell 1980 in ei-
nem Sonderheft von Public Interest geäußert. 
Immer wieder wird in der Auseinandersetzung zwischen
Ökonomen die Krise der Nationalökonomie heraufbe-
schworen. Denken wir an den Methodenstreit zwischen
Schmoller (1838–1917) und Menger (1840–1921), bei dem
es um Historizismus vs. Grenznutzenschule ging. Oder 
Tugan-Baranowsky und Böhm-Bawerk haben sich in ih-
rer berühmten Kontroverse 1914 um Macht oder ökono-
misches Gesetz gestritten. Tinbergen und Keynes sind in
den Jahren 1938– 1940 in ihrer Auseinandersetzung über
die Bedeutung der Ökonometrie nicht auf einen Nenner
gekommen. Auch Paul Samuelson und Milton Friedman
fanden nicht zueinander, als es um Keynesianismus und
Monetarismus ging. Hans Albert (1967) hat in »Marktso-
ziologie und Entscheidungslogik« der herrschenden öko-
nomischen Theorie Modellplatonismus und Immunisierung
gegen Kritik vorgeworfen. In gewisser Weise geht es bei
all diesen Auseinandersetzungen um die richtige Metho-
de. Ist dies auch heute der Fall? 
Auf den ersten Blick scheint es diesmal viel banaler zu sein:
Sind eigenständige Lehrstühle für Wirtschaftspolitik notwen-
dig, oder sollen wirtschaftspolitische Fragestellungen im Rah-
men der theoretischen Analyse gelöst werden, so dass ei-
ne eigenständige Wirtschaftspolitik nicht notwendig er-
scheint? Dieser Gegensatz ist jedoch eher vordergründig.
An diesem Punkt sollte sich kein Streit entzünden. Die De-
nomination der Lehrstühle ist relativ belanglos. Es kommt
darauf an, wie dort geforscht und gelehrt wird, welche Ver-
zahnung mit anderen Lehrstühlen und Forschungseinrich-
tungen besteht. Tatsächlich steckt mehr hinter der Debat-
te. Die Bewahrer einer eigenständigen Wirtschaftspolitik wer-
fen der herrschenden volkswirtschaftlichen Theorie vor, sie
leite aus jeweils gewählten Annahmen logische Schlussfol-
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gerungen ab, die Ergebnisse seien vollständig in den An-
nahmen enthalten. Die Methodik garantiere zwar formale Ri-
gorosität, sei aber für die Analyse realwirtschaftlicher Wirt-
schaftspolitik nicht geeignet. Diese Argumente erinnern doch
sehr stark an frühere Auseinandersetzungen – Hans Albert
lässt grüßen.
Zunächst hören sich die Vorwürfe, wenn sie denn stimmen,
überzeugend an. Es kann nicht darum gehen, eine Wis-
senschaft auf ein Glasperlenspiel zu reduzieren, in dem kein
Bezug zur Realität besteht, in dem es nur um logische Strin-
genz, um die Anwendung mathematischer Methoden geht,
in dem die Verwendung ökonomischer Begriffe nur Vorwand
ist, um die Vorgehensweise zu rechtfertigen, in dem die Be-
griffe im Grunde genommen austauschbar sind. Nicht al-
les, was in Formeln und Zahlen ausgedrückt wird, trägt zum
besseren Verständnis bei.
Wir müssen jedoch bei der Abwägung, welches der richti-
ge Weg ist, trennen zwischen methodischem Vorgehen und
der Frage der Realitätsnähe. Es ist nicht so, dass das eine
das andere zwangsläufig impliziert. Einigkeit sollte aber dar-
über bestehen, dass das Wirtschaftsgeschehen ausgespro-
chen komplex ist. Max Planck hat sich bei der Frage, wel-
che Studienrichtung er einschlagen soll, nicht umsonst für
die Physik und gegen die weit weniger zu durchschauende
und damit komplexere Welt der Ökonomie entschieden. Er
glaubte den intellektuellen Anforderungen eines Studiums
der Nationalökonomie nicht gewachsen zu sein.
Wenn die Wirtschaftswissenschaft zu tragfähigen Aussagen
kommen will, dann bleibt gar kein anderer Weg als der der
Abstraktion. Allein die Kenntnis realer Institutionen und ih-
rer (Anreiz-)Wirkungen, das Wissen um Verhaltensweisen
der Wirtschaftssubjekte hilft hier nur bedingt weiter. Wir wür-
den uns, wenn wir uns nur darauf verließen und keiner kla-
ren Methodik folgten, in dem Gestrüpp von möglichen Re-
aktionen und Gegenreaktionen derart verrennen, dass im
Prinzip jedes beliebige Ergebnis möglich wäre. Wenn die
Analyse jedoch im Rahmen eines auf strengen Annahmen
basierenden Modells durchgeführt wird, dann sind eindeu-
tige Wenn-Dann-Aussagen möglich. Diese bleiben zwar
wertlos, wenn zu stark von der Realität abstrahiert wird, wenn
wesentliche Wirkungsmechanismen außer Acht bleiben.
Insofern erfüllen die Mahner einer realitätsbezogenen Ana-
lyse eine wichtige Funktion. Konsequenz kann aber nicht
sein, gleich vollständig in die Welt des realen Geschehens
mit all ihren Wirkungen und Nebenwirkungen einzutauchen,
um daraus auf das jeweils vorherrschende reale Szenario
und auf zukünftige Entwicklungen schließen zu wollen. Viel-
mehr muss ein von sparsamer Parametrisierung getrage-
ner Ansatz den Ausgangspunkt bilden, der sich dem Mot-
to »So einfach wie möglich, so komplex wie nötig« verbun-
den fühlt. Nun wird der eine oder andere einwenden: So
schön dieser Grundsatz ist, die Wirtschaftswissenschaft ana-
lysiert einfach zu wenig reales Handeln. Dieser Behauptung
kann ich mich jedoch nicht anschließen. Sie mag auf Stan-
dardmodelle zutreffen. Eine derartige Kritik scheint jedoch
neuere Entwicklungen nicht zur Kenntnis zu nehmen. 
Welche Entwicklung hat die Ökonomik 
genommen?
Was ist zu beobachten? Keineswegs eine eindeutig zuneh-
mende Mathematisierung der Ökonomik, wie es Debreu
noch 1991 im American Economic Review äußern konnte.
Vielmehr ist in den letzten Jahren eine Hinwendung zu stär-
ker anwendungsorientierter Forschung zu erkennen, bei der
Modelle nicht rein abstrakt formuliert werden, sondern sich
konkreter an der inhaltlichen Fragestellung ausrichten.
Schauen wir uns Beiträge in den führenden ökonomischen
Journals an, wie z.B. im American Economic Review oder
im Quarterly Journal of Economics, so finden wir eine zu-
nehmende Tendenz in diese Richtung. Die Beiträge folgen
häufig einem sehr ähnlichen Muster: (1) Motivation der Fra-
gestellung anhand beobachteter spezieller Phänomene, die
bisher nur unzureichend erklärt werden konnten oder denen
kaum Aufmerksamkeit geschenkt wurde; (2) Entwicklung ei-
nes meist gar nicht allzu komplexen formalen Modells, das
die zentralen Wirkungsmechanismen herausarbeitet; (3) Kon-
frontation des Modells mit der Empirie unter Verwendung
ökonometrischer Methoden, Durchführung von Robustheit-
schecks; (4) Diskussion weiterführender Überlegungen, die
Erklärungen zum Modell und zur Empirie, zu möglichen Wi-
dersprüchen liefern und darüber hinausgehende, als weni-
ger zentral erwartete und analytisch schwer erfassbare Ein-
flüsse thematisiert; (5) Ausblick mit wirtschaftspolitischen
Schlussfolgerungen.
Die dabei verwendeten Modelle haben sichtbar an Reali-
tätsnähe gewonnen. Von einer Ökonomik ohne Institutio-
nen kann heute vor allem unter Einbeziehung der empiri-
schen Analyse nicht mehr gesprochen werden. Nehmen
wir die Arbeitsökonomik: Die Berücksichtigung von Team-
arbeit und Reorganisationsmaßnahmen im Unternehmen,
von Gewerkschaften und Betriebsräten, von Verhandlungs-
stärke und Diskriminierung ist genauso selbstverständlich
geworden wie die Wirkungsanalyse staatlicher Interventio-
nen sowie gesetzlicher und vertraglicher Vereinbarungen.
Wir wissen heute sehr viel mehr als früher über Lohnrigidi-
tät, Effizienzlöhne und Insider-Outsider-Verhalten, über die
unterschiedlichsten Effekte von Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen, Fortbildungsmaßnahmen und Subventionen. Wir
wissen, dass Flexibilisierungsmaßnahmen nicht per se gut
oder schlecht sind. Wir wissen, dass die Wirtschaftssub-
jekte trotz ähnlicher Wirtschaftslage nicht immer gleich rea-
gieren, dass die Erwartungen eine zentrale Rolle spielen.
Herdenverhalten ist kein unbekanntes Phänomen für die
Wirtschaftswissenschaft. Spieltheoretische Überlegungen,
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Experimente und ökonometrische Untersuchungen zeigen
uns, dass nicht in jeder Hinsicht rational gehandelt wird.
Spiegelt sich diese Tendenz in der Forschung auch in der
universitären Lehre wider? 
Wohin steuert die akademische Ausbildung in der
Volkswirtschaftslehre?
International weitgehend einheitlich beginnt die akademi-
sche Ausbildung mit gesichertem Allgemeinwissen, um an-
schließend die so erworbenen Erkenntnisse auf spezielle
Fragestellungen anzuwenden. Grundlagen sind die Mikro-
und Makroökonomik sowie die Ökonometrie. Die Weiterfüh-
rung und Spezialisierung erfolgt in angewandten Gebieten
der Wirtschaftswissenschaft und über themenzentrierte Ana-
lysen. Dieses besonders in den angelsächsischen Ländern
favorisierte, aber auch in Deutschland sich allmählich durch-
setzende Modell hat den Vorteil, dass alle auszubildenden
Ökonomen sowohl theoretisch und methodisch als auch
von den zentralen Fragestellungen zunächst auf den glei-
chen Stand gebracht werden. Erst danach wird in den ver-
schiedenen angewandten Teildisziplinen das Allgemeinwis-
sen konkretisiert. Hier erfolgt dann die Verbindung von Theo-
rie, Politik und Empirie. 
In traditioneller Form ist die Ausbildung in Deutschland von
dem Gedanken geprägt, dass es einer Spezialisierung nicht
bedarf, dass nach Grundausbildung allgemeine Volkswirt-
schaftslehre, allgemeine Betriebswirtschaftslehre, Finanz-
wissenschaft und Wirtschaftspolitik für alle verbindlich sind.
Der empirischen Wirtschaftsforschung und Ökonometrie
wird keine besondere Bedeutung beigemessen.
Das neuere internationale Curriculum hat andere Grundsät-
ze: (i) Wir benötigen angewandte Ökonomik, weil wir nur so
hoffen können, näher an die Realität zu kommen. Hierzu
gehören vor allem Arbeitsökonomik, Einkommensvertei-
lung, Finanzmarkttheorie, Entwicklungsökonomik, Indus-
trie- und Umweltökonomik, aber auch die Finanzwissen-
schaft. (ii) Empirie und Wirtschaftspolitik sind integrale Be-
standteile jeder angewandten Ökonomik. (iii) Allgemein ver-
bindliche Grundsätze der Wirtschaftspolitik, die auf alle Teil-
bereiche der angewandten Ökonomik ausstrahlen und dort
zum Tragen kommen, existieren im Gegensatz zu den Me-
thoden der Ökonometrie nicht. Es bedarf keiner vorgeschal-
teten ordnungs- und wettbewerbspolitischen Diskussion
und Festlegung. 
Was ist zu tun? 
Eine Krise der Wirtschaftswissenschaft herbeizureden, wä-
re genau das Falsche. Wir sollten uns jedoch nicht mit dem
Erreichten zufrieden geben, sondern weiter auf dem ein-
geschlagenen Weg vorangehen, der da heißt: Theorie und
Empirie zur gegenseitigen Befruchtung miteinander verbin-
den. »Measurement without theory« ist, wie von Koopmans
bereits 1947 gegeißelt, genauso nutzlos wie eine Theorie,
die sich empirischer Überprüfung entzieht. Heterogene Ver-
haltensweisen und Institutionen sind noch stärker als bis-
her in die modelltheoretische Analyse zu implementieren.
Die Anreizwirkungen, die von Gesetzen, Vereinbarungen
und historisch gewachsenen Gegebenheiten ausgehen,
sind noch genauer zu untersuchen. Es ist verstärkt zu be-
tonen, dass ökonomische Zusammenhänge nicht für die
Ewigkeit gelten und dass dementsprechend auch wirt-
schaftspolitische Maßnahmen nicht für jede Situation glei-
chermaßen empfehlenswert sind. Hier können wir durch-
aus auf gute Beispiele zurückgreifen. So zeigt Malinvaud
(1977) in seiner »Theory of Unemployment Reconsidered«,
dass die Diskussion über klassische und keynesianische
Arbeitslosigkeit nicht ideologisch zu führen ist, sondern dass
die wirtschaftlichen Bedingungen bestimmen, welche Art
der Arbeitslosigkeit vorliegt und mit welchen Instrumenten
an deren Beseitigung zu gehen ist. Wenn wir mehr von Hy-
pothesen bedingter Zusammenhänge ausgehen, als unbe-
dingten Beziehungen zu vertrauen, dann nimmt die Repu-
tation der Wirtschaftswissenschaft z.B. keinen Schaden,
nur weil die Phillipskurve für bestimmte Phasen Gültigkeit
besitzt und für andere weniger oder weil die Erklärung der
Investitionstätigkeit durch Tobins q für die zwanziger und
dreißiger Jahre ausgezeichnet war, während direkt nach
dem zweiten Weltkrieg oder während der ersten Ölpreis-
krise trotz ungünstiger Entwicklung auf dem Aktienmarkt
die Investitionstätigkeit hoch war.
Soweit keine überzogenen Ansprüche an die Wirtschafts-
wissenschaft gestellt werden und die Ökonomen sich auch
nicht selbst überschätzen, nicht als Heilsbringer, Wahrsager
oder Weltverbesserer auftreten, ist es gar nicht so schlecht
um diese Wissenschaft bestellt. Wir benötigen keine Gu-
rus, die glauben, genau zu wissen und dies auch verbrei-
ten, welche Entwicklung die Weltwirtschaft nimmt, wann die
nächste Krise kommt. Wohlgemerkt, wir können und sollen
aufgrund unserer theoretischen Kenntnisse auf mögliche
Fehlentwicklungen hinweisen, aber punktgenaue Schätzun-
gen, zeitlich exakte Prognosen über Wendepunkte und nu-
merisch genaue Aussagen über kausale Wirkungen wirt-
schafts- und unternehmenspolitischer Maßnahmen sind zu
vermeiden. Es gibt immer unvorhersehbare Ereignisse und
nicht beobachtbare Verhaltensweisen, die der Ökonomet-
riker zwar versucht, durch unbeobachtete Heterogenität,
durch Strukturbrüche, durch approximative Bestimmung
und Zufallseinflüsse aufzufangen, die aber, wenn sie zwi-
schen Schätz- und Prognosezeitraum auftreten, nicht be-
rücksichtigt werden können.
Epidemiologen wird kaum vorgeworfen, dass sie Pande-
mien nicht genau vorhersagen können. Auch Geologen und
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Meteorologen wird nachgesehen, dass sie bei Prognosen
über Vulkanausbrüche, Erdbeben oder Tsunamis nicht im-
mer richtig liegen. Nur Ökonomen werden ob ihrer unzurei-
chenden Vorhersagen belächelt. In gewisser Weise haben
sie sich das allerdings auch selbst zuzuschreiben. Sie las-
sen sich als wirtschaftspolitische Berater auf Forderungen
der Politik ein, numerisch und zeitlich genaue Angaben zu
liefern. Ein Verzicht darauf darf jedoch nicht dazu führen,
dass nur verbal umschrieben wird, was bisher numerisch
formuliert wurde. Die Situation stellt sich dann so dar wie bei
Erstklässlern in der Schule, die noch keine Noten erhalten
dürfen, sondern nur eine Beurteilung. Wenn diese jedoch
derart standardisiert erfolgt, dass die Eltern sie genau in No-
ten umsetzen können, dann ist das Ziel verfehlt. 
Notwendig ist, dass Ökonomen Politiker von der prinzipiel-
len Ungenauigkeit der Aussagen überzeugen, dass sie ih-
nen alternative Szenarien liefern, die nach dem gegenwär-
tigen Stand der Kenntnisse zumindest eine optimistische,
eine pessimistische und eine wahrscheinliche Entwicklung
beschreiben, dass sie eine verständliche Interpretation der
verschiedenen Ergebnisse anbieten. Dem Forscher helfen
bei der Einschätzung Sensitivitätsanalysen a la Leamer. Weit
reichende Robustheitsuntersuchungen sollten durchgeführt
werden. Gemeint sind damit Replikationsstudien mit alter-
nativen Datensätzen, unterschiedlicher Spezifikation und al-
ternativen Schätz- und Testmethoden. 
Was ist damit gewonnen? Für den Nichtfachmann zunächst
wenig. Er steht, wenn er ohne Interpretationshilfen bleibt,
vor einem Haufen unterschiedlicher, nicht einschätzbarer Er-
gebnisse und neigt dann schnell zu dem Vorurteil: Damit ist
nichts anzufangen. Ich habe es schon immer gewusst, dass
Ökonometrie nichts taugt. Schaffen wir doch Gremien wie
den Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Situation ab. Ich glaube denen kein Wort, wie
es Ende letzten Jahres Peter Struck, der Fraktionsvorsitzen-
de der SPD, formuliert hat. Aber für den Fachmann sind die
alternativen Entwicklungspfade wichtig. Er kann und muss
entscheiden, ob datenbedingte Unterschiede ein Ausdruck
für systematische Verhaltensunterschiede sind oder ob die
allgemeine Fragilität der Zusammenhänge verantwortlich ist.
Er muss deutlich machen, welche Methode angemessen ist,
wie sensibel die zentralen Ergebnisse auf Berücksichtigung
verschiedener Einflussgrößen reagieren, welcher theoreti-
sche Ansatz sich in der gegenwärtigen Situation am bes-
ten bewährt.
Es sind Szenarien und daraus folgende Maßnahmen mit
ihren Wirkungen auf Vorrat zu entwerfen und stets den
tatsächlichen Entwicklungen anzupassen. Die Wissen-
schaftler sollten sowohl national als auch international noch
enger zusammenarbeiten. Die DFG, die VW-Stiftung, die
Leibniz-Gemeinschaft oder die Forschungsförderung der
EU bieten dafür auch von finanzieller Seite gute Möglich-
keiten. Das Arbeiten in Graduiertenkollegs, Forschergrup-
pen, Schwerpunktprogrammen, Sonderforschungsberei-
chen oder Exzellenzinitiativen ist dem isolierten Forschen
vorzuziehen. 
Häufig wird bemängelt, dass Wirtschaftswissenschaftler
und Empiriker mit veralteten Daten aufwarten, dass un-
geeignete Informationen zu ihren Schlussfolgerungen füh-
ren. Dabei handelt es sich zweifellos um beachtenswerte
Einwände. Hierzu sind jedoch in den letzten Jahren deut-
liche Fortschritte erzielt worden. Insbesondere die Kom-
mission zur Verbesserung der informationellen Infrastruk-
tur hat 2001 mit ihrem Gutachten dazu beigetragen, dass
der Wissenschaft der Zugang zu wichtigen Daten erheb-
lich erleichtert wurde.
Trotz dieser Angebote und Verbesserungen kommt noch viel
Arbeit auf uns zu. Das heißt für mich jedoch nicht, den Grund-
ansatz zu verändern. Die Ökonomik orientiert sich vorran-
gig an Zielen und Entscheidungen und dabei sollte sie auch
bleiben. Es ist die Stärke der ökonomischen Analyse, dass
sie Modelle mit genau festgelegten Restriktionen entwickelt,
die eindeutige Aussagen über Wirkungen zulassen, wenn
Abweichungen vom Referenzmodell vorliegen. Und die Im-
plikationen sind empirisch falsifizierbar. Auch wenn in den
letzten 20 Jahren deutliche Fortschritte bei der Berücksich-
tigung spezieller Verhaltensweisen in der Form beobachte-
ter und unbeobachteter Heterogenität sowie der Einbezie-
hung von Institutionen in die Analyse erzielt worden sind –
das von der DFG geförderte Schwerpunktprogramm
SPP 1169 »Flexibilisierungspotenziale bei heterogenen Ar-
beitsmärkten« ist hierfür ein gutes Beispiel –, bleibt auf die-
sem Gebiet noch eine ganze Menge zu tun. Aber nicht die
rein verbal argumentierende Analyse, sondern ein Vorgehen,
das neue Elemente in die bestehende Modelltheorie inte-
griert, das die Nähe und den Austausch mit der Empirie
sucht, ist hier der richtige Ansatz. 
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Symbiose aus Ordnungsökonomik und
Mainstream
Gibt es eine »Krise« der Wirtschaftswissenschaften? Diese
Fragestellung steht holzschnittartig für eine Debatte, die in
jüngerer Zeit teilweise mit Verve ausgetragen wurde, näm-
lich welche Richtung und damit zusammenhängend wel-
che Zukunft die deutsche Volkswirtschaftslehre denn noch
hat. Ansatzpunkt ist ein vermeintlicher Widerspruch zwi-
schen Ökonomen, die sich der traditionell deutschen Rich-
tung der Ordnungsökonomik zugeordnet fühlen, und Öko-
nomen, die sich als »Mainstream« einordnen. Um eine Po-
sition gleich zu Beginn zu setzen: Nicht der Widerspruch
zwischen eher mathematisch fundierter Ökonomik und ord-
nungstheoretischer Analyse steht eigentlich im Mittelpunkt
der Debatte und sollte es auch nicht, sondern es stellt sich
die Frage, wie und mit welchen Methoden die Volkswirt-
schaftslehre sowohl in der internationalen wie nationalen
Forschungslandschaft präsent ist als auch, was sie beitra-
gen kann, volkswirtschaftliches Wissen in breiter Weise in
die gesellschaftliche Debatte einfließen zu lassen. Letztge-
nannte Zielrichtung setzt an der Idee einer gesellschaftli-
chen »Aufklärung« an. 
Bevor auf die Frage der Wirkungsebene der Volkswirtschafts-
lehre im Detail eingegangen werden kann, gilt es jedoch,
die (vermeintlichen) Widersprüche zwischen formaler und
verbaler Ökonomie noch einmal aufzugreifen. Wie beispiels-
weise Christoph Schmidt und Nils aus dem Moore schrei-
ben (vgl. Schmidt und Aus dem Moore 2009), hat gerade
die mathematische Methode viele empirisch relevante Fra-
gestellungen erst in einer Form aufbereiten können, dass sie
ökonometrisch testbar sind. Auch hilft eine mathematische
Formulierung gewählter Modellaussagen zur Selbstdiszip-
lin und zur Stringenz der Argumentationsführung des Wis-
senschaftlers. Diese Vorteile einer mathematisch fundierten
Ökonomik können und sollen nicht negiert oder gar ge-
leugnet werden, aber sie setzen die Wahl eines Untersu-
chungsgegenstands voraus, der den Einsatz derartiger Mo-
dellstrukturen möglich macht. So ist es zweifelsohne rich-
tig, dass die Effizienz ausgesuchter Methoden der Besteue-
rung oder die Funktionsfähigkeit arbeitsmarktpolitischer Maß-
nahmen durch eine theoretische, mathematisch fundierte
Formulierung stringent aufgearbeitet werden und in einem
zweiten Schritt dann entsprechend empirisch getestet wer-
den kann. 
Gleichwohl erfordern jedoch Fragen der Fortentwicklung von
Gesellschafts- und Regelungssystemen oder gar die Aus-
einandersetzung mit der Akzeptanz von Regelungssyste-
men beispielsweise im Kontext der Erforschung von Trans-
formationsprozessen, wie sie in den osteuropäischen Län-
dern zu erfahren waren und auch noch sind und insbeson-
dere in China und Indien erlebt werden können, einen brei-
teren ökonomischen Ansatz. 
Neben mathematisch fundierten Modellen, die häufig auch
in einer graphischen Darstellungsart zur Erklärung des Sach-
verhalts ausreichend sind, ist die Kenntnis institutionenba-
sierter Gegebenheiten und auch die engere Verzahnung in
die politisch wie gesellschaftliche Tradition für derartige Ana-
lysen, die auch und gerade aus ökonomischen Blickwinkel
relevant sind, von Nöten. Aber auch in der inländischen Wirt-
schafts- und Sozialpolitik ist es nicht unwichtig, ein Denken
in Analogien zu fördern, das vor allem durch die grundsätz-
lichen ökonomischen Muster, ohne strenge formale Strin-
genz, die Einordnung verschiedener wirtschaftspolitisch re-
levanter Muster erlaubt, die dann nachgelagert durchaus mit
verschiedenen Modellansätzen unterschiedlich untersucht
werden können. 
Ingo Pies betont an dieser Stelle das Versäumnis der Ord-
nungsökonomik, das sich in den letzten Jahren aufgestaut
hat, nämlich das Denken in Ordnungen frühzeitig genug
mit einem Denken in Anreizen zu verknüpfen (vgl. Pies 2008).
Es hilft nichts einerseits die Bedeutung ordnungspolitischer
Aspekte zu betonen, andererseits aber zu vernachlässigen,
dass viele Fragestellungen ordnungspolitischer Natur nicht
mehr grundsätzlich von der Frage des Systemgegensatzes
Marktwirtschaft vs. Planwirtschaft geprägt sind, sondern
häufig systemimmanente Anwendungsfragen im Vorder-
grund der Analyse stehen. Hier bieten gerade detaillierte, am
Effizienzkonzept orientierte Analysemethoden adäquate Pro-
blemstrategien. Als Beispiel mag die Frage gelten, wie bei-
spielsweise Regulierungsverfahren im Kontext regulierter
Netzwerksysteme ausgestaltet sein sollen oder ein effizien-
tes Auktionsverfahren bei der Verteilung knapper Netzwerk-
ressourcen organisiert werden kann. 
Neben den systemimmanenten Problemstellungen blei-
ben jedoch gleichwohl parallel Fragestellungen der System-
ifo Schnelldienst 14/2009 – 62. Jahrgang
10
Peter Oberender*
* Prof. Dr. Peter Oberender lehrt an der Universität Bayreuth.Zur Diskussion gestellt
konkurrenz bestehen, wie sie im Kontext der Transforma-
tionsdebatte beispielsweise weiterhin aktuell sind. So ist für
eine Fundierung verschiedenartiger ökonomischer Analy-
sestrategien die konsequente Herausarbeitung unterschied-
licher Ordnungsmuster und ineinander greifender Regel-
ordnungen eines derartigen Transformationslandes notwen-
dig, um überhaupt den Objektbereich »Wirtschaftspolitik im
Transformationsland« richtig einordnen zu können. Aber
auch in den traditionellen wirtschaftspolitischen Diskussio-
nen treten weiterhin Ordnungsfragen auf, die beispielswei-
se mit dem Konzept der Dilemmatasituation abgrenzbar
sind. So gestalten sich wirtschaftspolitische Fragestellun-
gen häufig als Wechselspiel unterschiedlicher normativer
Zielsetzungen, die vor dem Schleier eines möglichen ge-
meinsamen Interessens firmieren können, das es auch durch
die Wirtschaftspolitik aufzudecken gilt. Gerade die Diskus-
sion um die Ausgestaltung sozialer Sicherungssysteme ist
hier idealtypisch aufzuführen. Dilemmatasituation lassen
sich durch ein reines Maximierungskalkül häufig nicht lö-
sen, sondern greifen auf Kooperationslösungsansätze zu-
rück. Gerade hier gehen aber ordnungspolitische Orientie-
rung und formale Methode einen parallelen Gang, da aus
Sicht der Ordnungsökonomik die Bezugnahme auf spiel-
theoretische Modelle fast zwangsläufig notwendig ist, um
mögliche Kooperationsideen, die ordnungsökonomischen
Ideen folgen, entsprechend ihrer Funktionsfähigkeit und Ef-
fizienz zu testen.
Es lässt sich somit festhalten, dass es gerade die Aufgabe
der Ordnungsökonomik sein muss, in umfassender, ganz-
heitlicher Sicht einen Problemkontext zu identifizieren und
ihn der wissenschaftlichen Auseinandersetzung zuzuführen.
Diese Aufgabenzuschreibung steht aber gerade nicht im Wi-
derspruch zu formalen Methoden, was auch insofern sinn-
los wäre, da es gerade Sinn der ordnungsökonomischen
Auseinandersetzung sein sollte, Methodenpluralitäten zu for-
dern und zu fördern. In der Entwicklungsgeschichte wich-
tiger theoretischer Ideen konnte diese Aufgabenteilung deut-
lich werden, ohne das diese Form an Relevanz verloren ha-
ben muss. 
Ein sehr greifbares Beispiel, was ein wenig das Dilemma
der Ordnungsökonomik darstellt, aber gleichzeitig weiter-
hin instruktiv bleibt, ist die Einführung der transaktionskos-
tenökonomischen Ideen durch Oliver Williamson. Diese Ide-
en, die sicherlich als Grundbestand (institutionen-)ökonomi-
scher Methoden interpretiert werden können, wurden vor
allem durch die Interpretation von Erfahrungstatbestände
plausibilisiert und in die ökonomische Debatte integriert. Die
Integration des Erfahrungstatbestandes »Austauschbezie-
hungen« im Kontext potenzieller Transaktionsbeziehungen
in die ökonomische Forschung war daher in erster Linie
von dem Interesse des Objektbereichs getrieben und nicht
von der Anknüpfung an eine bestehende Modellinterpreta-
tion. Beide Ansatzpunkte jedoch kennzeichnen die ökono-
mische Betrachtung und sollten dies auch tun. Liegt somit
eine Scheindebatte zwischen Mainstream und »Ordnungs-
ökonomik« vor? Prima facie lässt sich dies bejahen, wenn
nicht die Sorge bestehen würde, dass diese Debatte der
Ökonomie als Ganzes schaden könnte. Die Auseinander-
setzung um die Zukunft der Wirtschaftswissenschaften
scheint nämlich ein wenig die Diskussion zu verschleiern,
die möglicherweise viel stärker die Auseinandersetzung
prägt, nämlich nach der Verortung der Volkswirtschaftsleh-
re in der gesellschaftlichen Diskussion. 
Fokussiert die Betrachtung lediglich auf den internationalen
Forschungswettbewerb, scheint die Antwort auf die De-
batte leicht zu sein. Der »Markt der Forschung« steht im in-
ternationalen Ideenaustausch, der, auch wenn dies nicht von
jedem Ökonomen von Herzen getragen wird, durch eine
internationale Standardisierung gekennzeichnet ist. So ist
es ein notwendiges Werkzeug für den Ökonomen, sowohl
die methodischen Handwerksapparate, dazu gehört unter
anederem eine mathematisch orientierte Methodenkennt-
nis und korrespondierende empirische Techniken, mit der
Lingua franca der Wirtschaftswissenschaft, nämlich Eng-
lisch, verknüpfen zu können. Dieser Standard hat sich in den
letzten Jahren deutlicher herauskristallisiert, ohne jedoch da-
bei zu vergessen, dass es gerade auch den Ökonomen rei-
zen sollte, über die »Contestability« von Standards nachzu-
denken. Diese Beschreibung des Marktes für Forschung
kann aber nur ein Teilmarkt für einen akademisch tätigen
Volkswirt sein, dessen Zielsetzung es doch auch sein kann,
jedenfalls in der gewissen Tradition einer Sozialwissenschaft
orientiert, an einer gesellschaftlichen »Aufklärung« mitzuwir-
ken. Diese Form der Aufklärung setzt aber bereits im Lehr-
angebot an, das daher nicht nur auf die Selektion des eige-
nen, doch eher eng formulierten, methodisch geschulten
Volkswirten orientiert sein darf, sondern im Sinne einer Quer-
funktion in vielerlei Hinsicht notwendige Basiskenntnisse in
ökonomisch verwandten Studiengängen oder gar in fach-
fremden Studiengängen erbringen kann. Dass derartige Ser-
viceleistungen hinsichtlich der Forschungseffizienz teilweise
als »Zusatzkosten« empfunden werden, kann jedoch nicht
als Argument dafür gelten, dass nicht gerade auch in einer
derartigen Lehrleistung eine wichtige Aufgabe einer akade-
misch orientierten Volkswirtschaftslehre besteht. Notwendi-
gerweise wird diese jedoch stärker institutionenbasiert und
national orientiert sein müssen, ohne jedoch dabei auf die
Entwicklungen aktueller internationaler wie nationaler For-
schung verzichten zu müssen. 
Darüber hinaus ist es eine Frage an die eigene Zunft, ob
und wie die Volkswirtschaftslehre eine Form der Orientie-
rungsleistung volkswirtschaftlicher Beratung in Deutsch-
land für die nationale wie internationale Wirtschaftspolitik
ausgestalten will. Bereits eingangs konnte festgehalten wer-
den, dass die Fortentwicklung der ökonomischen Theorie,
insbesondere in den Methoden der Ökonometrie wie auch
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in der experimentiellen Wirtschaftsforschung, die Anwen-
dungsorientierung gegebener methodischer Fragestellun-
gen deutlich verbessert hat und somit häufig anwendungs-
orientierter ist als früher üblich. Gerade in dieser Hinsicht
läuft die (ordnungsökonomische) Kritik am so genannten
Mainstream in die Leere. Gleichwohl scheint sich zumin-
dest der Eindruck in der (ver-)öffrentlichten Meinung zu ma-
nifestieren, dass eine deutliche Zahl deutscher Volkswirte
vornehmlich in den Kategorien der internationalen For-
schungsfragen denkt, die häufig vor allem an der Fortent-
wicklung methodischer Ansätze orientiert sind, als in spe-
zifischen landestypischen Problemstellungen. Die Erklärung
dieses Zusammenhangs müsste für einen Ökonomen selbst
auf der Hand liegen. Die Auszahlungsfunktion, gemessen
an wissenschaftlicher Reputation, gepaart mit entsprechen-
den komplementären Benefits, ist im ersten Bereich deut-
lich höher als im zweiten Bereich. Somit ist die Tendenz zu
konstatieren, dass das Interesse an volkswirtschaftlicher
Beratung für regionale oder nationale Problemstellungen,
wie sie vor allem in der Sozialpolitik häufig zu finden sind,
für Volkswirte an Bedeutung verliert. 
Die Integration der Volkswirtschaftslehre in die gesellschafts-
politische Diskussion hat in Deutschland eine eigenständi-
ge Diskussion, die früher wissenschaftlich mit dem Begriff
der Staatswissenschaft umschrieben wurde. So ist es si-
cherlich wichtig, die Internationalität der deutschen Volks-
wirtschaftslehre zu stärken. Gleichwohl ist eine Fundierung
ordnungsökonomischer Analyse in den Kontext der ideen-
geschichtlichen Entwicklung und auch in der Auseinander-
setzung unterschiedlicher ökonomischer Denkschulen nicht
rein philosophischer »Ballast«, sondern kann hilfreiche Ori-
entierungspunkte für die Auseinandersetzung mit den Grenz-
bereichen der ökonomischen Analyse geben. Gerade die In-
terdisziplinarität mit anderen Wissenschaftszweigen, wie et-
wa der Jurisprudenz oder auch der Soziologie hat interes-
sante Entwicklungen der institutionen- und konstitutionen-
ökonomischen Forschung erst vorangetrieben. Hier gilt es
einen Methodenpluralismus als Stärke der eigenen Diszip-
lin zu begrüßen und nicht vor schnell einer Form der wissen-
schaftlichen Standardisierung das Wort zu reden. Gleich-
wohl ist die Tendenz, den wissenschaftlichen Wettbewerb
am internationalen Standard zu messen, der vornehmlich
an referierten, englischsprachigen Journals orientiert ist, ei-
ne Form des »internationalen Erkenntniswettbewerbs«
(Schmidt und Aus dem Moore 2009), der auch in der Öko-
nomik nicht mehr wegzudenken ist und vor allem zu einer
transparenten und offeneren Form wissenschaftlicher Stan-
dards geführt hat. Ingo Pies ist zuzustimmen, wenn er for-
dert, dass die Ordnungsökonomik sich dieser Entwicklung
nicht verweigern sollte und vielmehr gerade bewusst auch
die internationale wissenschaftliche Auseinandersetzung su-
chen sollte. Denn im Grundsatz liegt ein gemeinsames In-
teresse aller Volkswirtschaftler, wirtschaftliches Wissen in
fundierter Form zu entwickeln und weiterzugeben. Wichtig
ist nur, dass viele Entwicklungsschritte möglich sind und
auch respektiert werden. Denn auch ein gegenwärtig ak-
zeptierter Standard muss sich der Veränderung stellen.
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Chancen nutzen – internationale 
Ausrichtung tut Not
Der Streit um die Zukunft der Volkswirtschaftslehre ist ent-
brannt. Die über die öffentlichen Medien geführte Diskussi-
on – auf den medienwirksamen Aufstand der Kölner Eme-
riti folgte der Ohr-Vaubel-Aufruf in der FAZ, woraufhin sich
im Handelsblatt erheblicher Widerstand seitens Verfech-
tern einer zeitgemäßen, international ausgerichteten Volks-
wirtschaftslehre formierte – fällt vermutlich nicht zufällig mit
den jüngsten Entwicklungen auf den Finanz- und Immobi-
lienmärkten und deren Nachwehen in der globalisierten Re-
alwirtschaft zusammen. Sicherlich ist der Disput auch vor
dem Hintergrund des Bologna-Prozesses und der damit ver-
bundenen Umstellung des traditionellen Diplomstudiums auf
die gestuften Studiengänge Bachelor und Master zu se-
hen. Doch der Reihe nach.
Anlass des Aufbegehrens der Kölner Emeriti war die geplan-
te Neubesetzung von sechs der insgesamt zwölf Lehrstüh-
le für Volkswirtschaftlehre an der Kölner Fakultät. Durch die
Schaffung eines Forschungsschwerpunktes »Makroöko-
nomie« sollte sich die Fakultät – ganz im Sinne Bolognas –
stärker dem internationalen Forschungswettbewerb öffnen.
Sah man seitens der Fakultätsleitung in der gebündelten
Neubesetzung und der damit verbundenen Neuausrichtung
einen Gewinn an Forschungsqualität für die gesamte Fa-
kultät, stieß diese bei den Kölner Emeriti auf heftige Gegen-
wehr. Sie sahen den guten Ruf einer praxisnahen akademi-
schen Ausbildung insbesondere in Fragen der Wirtschafts-
politik gefährdet. Ganz ähnlich argumentieren Renate Ohr
und Roland Vaubel. In ihrem Aufruf beklagen sie den flächen-
deckenden Wegfall bzw. die Umwidmung von Lehrstühlen
für Wirtschaftspolitik. Zudem führe die aktuelle Berufungs-
praxis zu verzerrten Karriereanreizen für Nachwuchswissen-
schaftler: Diese zögen sich in ihren Elfenbeinturm zurück,
verdrängten die praxisnahe wirtschaftspolitische Analyse zu-
gunsten einer in internationalen Zeitschriften publizierbaren
Forschung, die durch Detailverliebtheit und mathematische
Modelle dominiert sei. Dadurch sei – so die Argumentation
– die systematische und über die reine Wirtschaftstheorie
hinausgehende Analyse wirtschaftspolitischer Fragestellun-
gen und die Formulierung wissenschaftlich fundierter Emp-
fehlungen an die praktischen Entscheidungsträger akut ge-
fährdet. In letzter Konsequenz komme es dann zum Versa-
gen der realen Wirtschaftspolitik, weil Verhaltensweisen von
Wirtschaftssubjekten falsch eingeschätzt würden, Institutio-
nen Fehlanreize setzten und die Wirkung von wirtschaftspo-
litischen Steuerungsinstrumenten nicht adäquat beurteilt
werde. Formale Klarheit reiche eben für die Analyse realer
wirtschaftlicher Fragestellungen nicht aus.
Im Handelsblatt bezogen daraufhin 188 Professoren gegen
diese Sichtweise und der damit verbundenen negativen Be-
urteilung der aktuellen (Forschungs-)Ausrichtung in der Volks-
wirtschaftslehre Stellung. Sie sehen in der mit dem Ohr-Vau-
bel-Aufruf verbundenen, international unüblichen Festigung
einer Trennung der Volkswirtschaftslehre in Wirtschaftstheo-
rie und Wirtschaftspolitik einen erheblichen Standortnach-
teil für Deutschland. Vielmehr fordern sie, die an vielen volks-
wirtschaftlichen Fakultäten begonnene Neuausrichtung mit
aller Konsequenz weiterzuführen. Nur so könne gewähr-
leistet werden, dass deutsche Universitäten in absehbarer
Zeit wieder eine höhere Stellung in der internationalen For-
schung einnehmen.
Nun könnte man meinen, die aktuellen Entwicklungen an
den Weltfinanzmärkten und die damit ausgelösten real-
wirtschaftlichen Verwerfungen geben den Vertretern der
ersten These, die moderne Volkswirtschaftslehre leiste ei-
nen zu geringen Beitrag zur Erklärung der tatsächlichen
wirtschaftspolitischen Probleme, Recht. Trotz ausgefeil-
ter Modelle fällt es schwer, die Entstehung von Blasen an
den Finanzmärkten zu erkennen. Und tatsächlich wissen
wir über die Entstehung, den Zusammenbruch und die
damit verbundenen realwirtschaftlichen Auswirkungen in
ihrer Komplexität wenig. Hier besteht für die Zukunft er-
heblicher Forschungsbedarf, um die Verzahnung zwischen
Finanzmärkten und der Realwirtschaft besser zu verste-
hen, die Entstehung von Überhitzungen an den Finanz-
märkten frühzeitig zu erkennen und zu einem tieferen Ver-
ständnis des Zusammenspiels zwischen Finanzmärkten,
Bankensektor und Realwirtschaft zu gelangen. Über die
Entwicklung geeigneter Korrekturmaßnahmen sollte eben-
falls intensiv geforscht werden, um die Auswirkungen der
entsprechenden wirtschaftspolitischen Instrumente bes-
ser einschätzen und die Entscheidungsträger in der Poli-
tik und die Öffentlichkeit auf wissenschaftlich solider Ba-
sis informieren und beraten zu können. Die Fortschritte
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sollten durch schrittweises Vorgehen – Änderung immer
nur einer Annahme, um die kausalen Effekte zu isolieren
–, anstatt durch volkswirtschaftliche Belletristik, die alle
möglichen Annahmen gleichzeitig zur Disposition stellt,
erzielt werden.
Leider haben die jüngsten Ereignisse an den Finanzmärk-
ten zu Unrecht den Eindruck erweckt, dass sich die Volks-
wirtschaftslehre detailverliebt nicht um die tatsächlichen
Probleme kümmere, geschweige denn diese erklären wür-
de. Bei genauerer Betrachtung wird jedoch deutlich, dass
in vielen Teilgebieten der modernen Volkswirtschaftsleh-
re die theoretische und empirische Analyse volkwirtschaft-
licher Fragestellungen kombiniert werden. Die Trennung
erfolgt nicht zwischen Theorie und Empirie, nicht zwischen
Modellen und konkreten wirtschaftspolitischen Empfeh-
lungen, sondern zwischen den einzelnen Forschungs-
schwerpunkten. Die Kombination von Theorie und ange-
wandter empirischer Forschung spiegelt sich daher auch
in den internationalen Top-Zeitschriften wider. Viele der
dort veröffentlichten Arbeiten beschäftigen sich mit aktu-
ellen, relevanten Fragestellungen und konfrontieren in em-
pirischen Analysen die aus den Modellen abgeleiteten Hy-
pothesen mit realen Daten. Der »Praxistest« erlaubt es
schließlich, fundierte wirtschaftspolitische Handlungsemp-
fehlungen abzuleiten. Die gewonnenen Einsichten sind so-
mit methodisch, theoretisch und empirisch korrekt, die
formulierten Schlussfolgerungen sind für andere Wissen-
schaftler, die Entscheidungsträger in der Politik und die
interessierte Öffentlichkeit überprüfbar und nachvollzieh-
bar. Die geforderte Einheit von modelltheoretisch-quanti-
tativen Untersuchungen und praxisorientierter wirtschafts-
politischer Beratung ist international in vielen Bereichen
der Volkswirtschaftslehre längst stillschweigend vollzogen
worden. Dies ist auch daran zu erkennen, dass viele füh-
rende Ökonomen, die in den Top-Zeitschriften publiziert
haben und dort nach wie vor aktiv publizieren, zentrale
Entscheidungsträger der amerikanischen und internatio-
nalen Wirtschaftspolitik sind oder einflussreiche Berater-
positionen innehaben. Der häufig geforderte Beratungs-
anspruch ist eben nur bei hinreichender wissenschaftli-
cher Reputation erfüllbar.
In Deutschland hingegen finden sich im internationalen Ver-
gleich wenig führende Vertreter unseres Fachs in vergleich-
baren Positionen. Ursächlich hierfür könnte gerade die his-
torisch gewachsene Trennung der Volkswirtschaftslehre in
Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspolitik sein. Erst die Sym-
biose von guter Theorie und guter Empirie, von Grundlagen-
und angewandter Forschung versetzt die Volkswirtschaft-
lehre in die Lage, international sichtbare Beiträge zu leisten
und eine wissenschaftlich fundierte – theoriegestützt und auf
modernem ökonometrischen Analyseinstrumentarium ba-
sierende – Beratung für die (Wirtschafts-) Politik durchzu-
führen.
Die begonnene Öffnung der volkswirtschaftlichen Forschung
in Deutschland ist konsequent fortzuführen. Ziel muss es
sein, die deutsche Volkswirtschaftslehre an international üb-
liche Standards heranzuführen. Nur dann können die ge-
genwärtige allgemeine Vertrauenskrise in unsere Zunft über-
wunden und die Herausforderungen einer an realen Pro-
blemen orientierten wirtschaftspolitischen Beratung bewäl-
tigt werden. An leistungsstarken Fakultäten forschen und
lehren sowohl Spezialisten aus Theorie oder Ökonometrie
als auch Forscher, die auf hohem Niveau beides miteinan-
der kombinieren. Durch die Bildung von Forschungsclustern
kann der Trend zu einer modernen empirischen Wirtschafts-
forschung positiv beeinflusst werden. Für die zukünftige Aus-
richtung der volkswirtschaftlichen Forschung in Deutschland
sollte die Devise daher sein: sowohl als auch statt entwe-
der oder.
Aber nicht nur um die Ausrichtung der Forschung an den
Fakultäten, auch um die Inhalte in der Lehre ist die Diskus-
sion entbrannt. Bei einer jüngsten Befragung unter gut
400 Studenten der Volkswirtschaftslehre an der Kölner Uni-
versität kam heraus, dass die Mehrzahl die in der Volkswirt-
schaftslehre gelehrten Methoden als zu formal und welt-
fremd ablehnt und sich einen größeren Bezug zur Realität
sowie moderne Lehrinhalte wünscht. Anstatt sich in ihrem
Ausbildungskanon auf die reine Theorie, auf Mathematik und
Modelle zu fixieren, sollten Dozenten lieber Vorlesungen mit
relevanten Inhalten halten sowie den Bezug zu aktuellen wirt-
schaftspolitischen Fragestellungen stärker in den Fokus rü-
cken: eine durchaus verständliche Forderung seitens der
Studenten, streben sie doch in überwiegender Mehrheit kei-
ne akademische Laufbahn an, sondern suchen eine Aus-
bildung für einen anspruchsvollen Beruf in einem Unterneh-
men oder in der öffentlichen Verwaltung.
Kontrovers diskutiert wird die Ausbildung im Fach Volkswirt-
schaftslehre auch vor dem Hintergrund des mit dem Bo-
logna-Prozess verbundenen Übergangs vom traditionellen
deutschen Diplomstudiengang zu den gestuften Studien-
gängen Bachelor und Master. Häufig wird argumentiert, dass
dadurch die Ausbildung zum Kurzstreckenlauf verkümmert,
bei dem es um die optimale Zahl an Creditspoints und No-
ten geht. Der Bildungsaspekt eines Hochschulstudiums wer-
de immer stärker in den Hintergrund gedrängt: Bildung wird
zur Ausbildung. Insbesondere im Bachelor bietet das Cur-
riculum wenig Platz für die Grundlagenvermittlung. Ange-
sichts komplexer Anwendungen gewinne sie aber eher noch
an Bedeutung, denn interdisziplinäres Denken setzt fundier-
te theoretische Kenntnisse, nicht nur des eigenen Fachge-
bietes, voraus. Die geistige Öffnung und die Erziehung zum
selbständigen Denken werde nachrangig. Bildung sollte aber
das Gegenteil bedeuten: Freiraum, der offen ist für die Lust
an der Sache, für Umwege, Seitenwege, Experimentierspiel-
raum, damit eigene Neigungen und Fähigkeiten entdeckt
werden können.
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Anstatt der guten alten Zeit nachzutrauern, sollte die Um-
stellung als mögliche Chance zur Neuausrichtung ergriffen
werden. Während im Bachelor eine pragmatische, berufs-
orientierte Ausbildung mit verstärktem praktischen Bezug
im Vordergrund steht – wie sie im Übrigen von der Wirtschaft
früher immer gefordert wurde – , sollte der Master die Stu-
denten gezielt auf eine mögliche Promotion und akademi-
sche Karriere vorbereiten. Diese Aufteilung muss ja nicht im
Widerspruch zum Humboldtschen Bildungsideal einer frei-
en, selbständigen Erkenntnis, eines aktiven Lehrer-Schü-
ler-Diskurses im permanenten Forschungsprozess und dem
Bürgerrecht auf Bildung stehen, kann aber für Hochschu-
len und ihre Studenten positiv sein. Den Hochschulen er-
möglicht diese Aufteilung, die Anforderungen des Massen-
betriebs zu beherrschen und in Zeiten, in denen über ein
Drittel eines Abiturjahrganges die Hochschule besuchen, ih-
rer Hauptaufgabe nachzukommen, möglichst vielen jungen
Menschen eine gute, berufsqualifizierende Ausbildung zu-
kommen zu lassen. Eine solche praxisnahe, qualitativ hoch-
wertige Lehre ist zum Vorteil der Studenten. Neben einer ak-
tiven Debatte darüber, welches Wissen den Studenten zu
vermitteln ist, was zur akademischen Allgemeinbildung ge-
hört und welche Fähigkeiten am Ende einer Ausbildung zu
beherrschen sind, ist auch die strikte Einheit von Forschung
und Lehre kritisch zu hinterfragen. Die viel zitierte Stärke des
amerikanischen Hochschulsystems besteht gerade darin,
dass es vielfältige Formen der akademischen Bildung gibt,
nämlich staatliche Colleges, Graduiertenuniversitäten, aber
auch Eliteeinrichtungen. Eine Unterteilung der deutschen
Hochschulen in Hochschulen mit einer stärkeren For-
schungsorientierung und Hochschulen mit einer stärkeren
Fokussierung auf die studentische Ausbildung könnte ein
erster Schritt in diese Richtung sein.
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